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Vorlagefragen

1. Sind Art. 11 Buchst. a und Art. 22 Abs. 1 des dem AEU-Vertrag beigefiigten Protokolls (Nr. 7) iiber die Vorrechte und Befreiun-
gen der Europdischen Union auf die Mitgliedschaft des Prasidenten der Zentralbank eines Mitgliedstaats, und zwar des Prisi-
denten der Bank von Lettland, AB, im Rat der Europiischen Zentralbank anzuwenden?

2. Falls die erste Frage bejaht wird, verschaffen diese Bestimmungen der genannten Person auch nach dem Ende ihrer Amtszeit als
Prisident der Zentralbank eines Mitgliedstaats und damit ihrer Mitgliedschaft im Rat der Européischen Zentralbank weiterhin
Immunitét in einem Strafverfahren?

3. Falls die erste Frage bejaht wird, betrifft diese Immunitit nur die ,Befreiung von der Gerichtsbarkeit” im Sinne von Art. 11
Buchst. a des dem AEU-Vertrag beigefiigten Protokolls (Nr. 7) iiber die Vorrechte und Befreiungen der Européischen Union,
oder erstreckt sie sich auch auf die Strafverfolgung unter Einschluss der Zustellung einer Anklageschrift und der Erhebung von
Beweisen? Sofern die Immunitit fiir die Strafverfolgung gilt, hat dieser Umstand Einfluss auf die Moglichkeit, Beweise heranzu-
ziehen?

4. Falls die erste Frage bejaht wird, gestattet Art. 11 Buchst. a des dem AEU-Vertrag beigefiigten Protokolls (Nr. 7) iiber die Vor-
rechte und Befreiungen der Europiischen Union in Verbindung mit Art. 17 dieses Protokolls dem fiir das Verfahren Verant-
wortlichen oder, im entsprechenden Verfahrensstadium, dem Spruchkérper, im Rahmen des genannten Verfahrens dariiber zu
befinden, ob ein Interesse der Europdischen Union vorliegt und, wenn ja — d. h., wenn die Handlungen, die AB zur Last gelegt
werden, mit der Wahrnehmung seiner Aufgaben innerhalb eines Organs der Europdischen Union in Zusammenhang stehen —,
das betreffende Organ — die Europdische Zentralbank — zu ersuchen, die Inmunitit dieser Person aufzuheben?

5. Muss das Vorliegen eines Interesses der Europaischen Union bei der Anwendung der Bestimmungen des dem AEU-Vertrag bei-
gefiigten Protokolls (Nr. 7) iiber die Vorrechte und Befreiungen der Europdischen Union stets in unmittelbarem Zusammen-
hang mit Entscheidungen oder Handlungen stehen, die bei der Wahrnehmung von Aufgaben innerhalb eines Organs der
Europiischen Union getroffen bzw. vorgenommen werden? Ist gegeniiber einem solchen Beamten eine Handlung in einem
Strafverfahren zuldssig, wenn die gegen ihn erhobene Anklage nicht mit seinen Aufgaben innerhalb eines Organs der Europa-
ischen Union in Zusammenhang steht, sondern mit Tétigkeiten im Rahmen seiner Aufgaben innerhalb eines Mitgliedstaats?

Vorabentscheidungsersuchen des Varhoven administrativen sad (Bulgarien), eingereicht am 7. Januar 2020 -, Alti“
0OD|Direktor na Direktsia ,,Obzhalvane i danachno-osiguritelna praktika“ — Plovdiv pri Tsentralno upravlenie na Natsio-
nalnata agentsia za prihodite

(Rechtssache C-4/20)
(2020/C 77/46)

Verfahrenssprache: Bulgarisch

Vorlegendes Gericht

Varhoven administrativen sad

Parteien des Ausgangsverfahrens
Kassationsbeschwerdefiihrerin: , Alti“ OOD

Kassationsbeschwerdegegner: Direktor na Direktsia ,Obzhalvane i danachno-osiguritelna praktika“ — Plovdiv pri Tsentralno upravlenie na
Natsionalnata agentsia za prihodite (Direktor der Direktion ,Anfechtung und Steuer-/Sozialversicherungspraxis — Plovdiv bei der Zen-
tralverwaltung der Nationalen Agentur fur Einnahmen)
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Vorlagefragen

1. Sind Art. 205 der Richtlinie 2006/112/EG (') und der Grundsatz der VerhiltnisméRigkeit dahin auszulegen, dass die gesamt-
schuldnerische Haftung einer registrierten Person, die Empfanger einer steuerpflichtigen Lieferung ist, fiir die von ihrem Liefe-
rer nicht abgefithrte Mehrwertsteuer neben der Hauptschuld des Lieferers (der Mehrwertsteuerschuld) auch die akzessorische
Verpflichtung zum Ersatz des Verzugsschadens in Hohe der gesetzlichen Zinsen auf die Hauptschuld vom Beginn des Verzugs
des Schuldners bis zum Zeitpunkt des Erlasses des Steuerpriifungsbescheids, mit dem die gesamtschuldnerische Haftung fest-
gestellt wird, bzw. bis zur Erfillung der Verbindlichkeit umfasst?

2. Sind Art. 205 der Richtlinie 2006/112 und der Grundsatz der Verhaltnisméfigkeit dahin auszulegen, dass sie einer nationalen
Vorschrift wie Art. 16 Abs. 3 des Danachno-osiguritelen protsesualen kodeks (Steuer- und Versicherungsprozessordnung) ent-
gegenstehen, wonach die Haftung eines Dritten fiir nicht entrichtete Steuern eines Steuerpflichtigen die Steuern und die Zinsen
umfasst?

(') Richtlinie 2006/112/EG" des Rates vom 28. November 2006 iiber das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (ABL 2006, L 347, S. 1).

Klage, eingereicht am 17. Januar 2020 - Europiische Kommission/Rat der Europiischen Union
(Rechtssache C-24/20)
(2020/C 77/47)

Verfahrenssprache: Englisch

Parteien
Klagerin: Europdische Kommission (Prozessbevollmichtigte: F. Castillo de la Torre, J. Norris und . Naglis)

Beklagter: Rat der Europdischen Union

Antrige
Die Kldgerin beantragt,

— Art. 3 des Beschlusses (EU) 2019/1754 des Rates vom 7. Oktober 2019 iiber den Beitritt der Europdischen Union zur Genfer Akte
des Lissabonner Abkommens iiber Ursprungsbezeichnungen und geografische Angaben (') fir nichtig zu erkliren;

— Art. 4 des Beschlusses 2019/1754 fiir nichtig zu erkldren, soweit er auf die Mitgliedstaaten Bezug nimmt, oder, hilfsweise, Art. 4
zur Ginze fiir nichtig zu erkldren, falls die Bezugnahmen auf die Mitgliedstaaten nicht vom tibrigen Artikel getrennt werden kon-
nen;

— die Wirkungen der fiir nichtig erkldrten Teile des Beschlusses 2019/1754, insbesondere soweit die Mitgliedstaaten, die derzeit Par-
teien des Lissabonner Abkommens von 1958 sind, vor Verkiindung des Urteils von der Ermichtigung nach Art. 3 Gebrauch
gemacht haben, solange aufrechtzuerhalten, bis binnen angemessener Frist, die sechs Monate ab Verkiindung des Urteils nicht
tiberschreiten sollte, ein Beschluss des Rates der Europdischen Union in Kraft tritt;

— dem Rat der Europdischen Union die Kosten aufzuerlegen.



	Rechtssache C- 4/20: Vorabentscheidungsersuchen des Varhoven administrativen sad (Bulgarien), eingereicht am 7. Januar 2020 – AltiOOD/Direktor na Direktsia Obzhalvane i danachno-osiguritelna praktika– Plovdiv pri Tsentralno upravlenie na Natsiona...
	Rechtssache C- 24/20: Klage, eingereicht am 17. Januar 2020 – Europäische Kommission/Rat der Europäischen Union

